Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4532 


Antrag 

der Fraktion der CDU /CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur vorläufigen Ordnung im Einzelhandel 
(Übergangsgesetz zur Berufsordnung des Handels) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bimdesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Wer Einzelhandel betreiben will, bedarf 
der Erlaubnis. 

Einzelhandel betreibt, wer 

a) in einer oder in mehreren offenen Ver- 
kaufsstellen Waren zum Verkauf feilhält, 

b) im Wege des Versandes auf Grund von Be- 
stellungen nach Katalog, nach Mustern 
oder Proben durch Vertreter Waren ver- 
kauft. 

Dem Feilhalten steht gleich, wenn in einer 
Verkaufsstelle nur Muster oder Proben zu 
dem Zwecke der Entgegennahme von Bestel- 
lungen auf Waren gezeigt werden. 

(2) Die Erlaubnis wird für den im Antrag 
bezeichneten Kreis von Waren erteilt. Sie muß 
bei Beginn der Einzelhandelstätigkeit vorlie- 
gen. Erweiterungen des Warenkreises, die den 
Charakter des Geschäftes nicht grundlegend 
ändern, unterliegen keiner besonderen Er- 
laubnispflicht. 

(3) Die Erlaubnis ist nur zu erteilen, wenn 
der Antragsteller das 23. Lebensjahr vollendet 
hat, es sei denn, daß ein wichtiger Grund eine 
Ausnahme rechtfertigt. Die Erlaubnis gilt für 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
die zur Durchführung der vorstehenden 


Bestimmungen erforderlichen Regelungen 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bimdesrates treffen, insbesondere den Begriff 
des Einzelhandels, den Begriff der offenen 
Verkaufsstelle sowie die Abgrenzung von 
Warenkreisen im Sinne dieses Gesetzes näher 
bestimmen. 

§ 2 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auch 
auf Genossenschaften und Personenvereini- 
gungen anzu wenden, deren Geschäftsbetrieb 
sich auf den Kreis der Mitglieder beschränkt. 
Das gleiche gilt auch für diejenigen Einzelhan- 
delstätigkeiten, bei denen ein Gewerbebetrieb 
nicht vorliegt. 

§ 3 

(1) Die Erlaubnis erteilt die von der Landes- 
regierung bestimmte Verwaltungsbehörde. 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, soweit der 
Antragsteller — in Fällen, in denen der An- 
tragsteller nicht selbst Einzelhandel zu be- 
treiben beabsichtigt, die von ihm beauf- 
tragte Person — die erforderliche Sachkunde 
besitzt und wenn Tatsachen nicht vorliegen, 
aus denen sich der Mangel der erforderlichen 
Zuverlässigkeit ergibt. 

(3) Der Nachweis der erforderlichen Sach- 
kunde und der persönlichen Zuverlässigkeit 
ist zu erbringen 

a) bei Personengesellschaften (oHG, KG) von 
mindestens einem der persönlich haften- 
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den Gesellschaften, oder einer von der Lei- 
tung des Unternehmens beauftragten Per- 
son, 

b) bei Kapitalgesellschaften und sonstigen 
juristischen Personen von jeweils einer der 
vertretungsberechtigten Personen oder 
einer von der Leitung des Unternehmens 
beauftragten Person. 

§ 4 

(1) Im Erbfall ist die Erlaubnis dem Erben 
vorläufig zu erteilen, es sei denn, daß Tat- 
sachen vorliegen, aus denen sich der Mangel 
der erforderlichen Zuverlässigkeit des Erben 
ergibt. Sie erlischt mit der Erteilung der end- 
gültigen Erlaubnis, spätestens 9 Monate nach 
Zustellung der vorläufigen Erlaubnis. Die 
Frist kann verlängert werden, wenn ein wich- 
tiger Grund vorliegt. 

(2) Der Antrag auf Erteilung der vorläufigen 
Erlaubnis muß spätestens vier Wochen nach 
dem Erbfall gestellt werden; bis zur Entschei- 
dung über den Antrag ist eine Erlaubnis nach 
§ 1 Abs. 1 nicht erforderlich. 

(3) Eine vorläufige Erlaubnis kann für die 
Übernahme einer offenen Verkaufsstelle auch 
erteilt werden, wenn ein anderer wichtiger 
Grund vorliegt. Absatz 1 Satz 2 und 3 sind 
anzuwenden. 

§ 5 

(1) Die Sachkunde im Sinne des § 3 Abs. 2 
besitzt, wer in dem Warenkreis, in welchem er 
Einzelhandel betreiben will (§ 1 Abs. 2), die 
Kaufmannsgehilfenprüfung oder eine ihr ent- 
sprechende, von der Landesregierung aner- 
kannte Prüfung bestanden hat und darüber 
hinaus eine praktische Tätigkeit im gleichen 
Warenkreis von mindestens zwei Jahren 
nachweisen kann. 

(2) Die Sachkunde im Sinne des Absatzes 1 
besitzt ferner, wer in dem Warenkreis, in 
welchem er Einzelhandel betreiben will, eine 
mindestens fünfjährige zusammenhängende 
kaufmännische Tätigkeit im Einzelhandel 
nachweisen kann. 

(3) Wer die Voraussetzungen nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 nicht erfüllt, kann die Sach- 
kunde für den von ihm zu bezeichnenden Kreis 
von Waren durch eine Prüfung vor der von 
der höheren Verwaltungsbehörde errichteten 
und ihrer Aufsicht unterstehenden Stelle 
nachweisen. Die Erlaubnis ist in diesem Falle 
für den vom Antragsteller bezeichneten Kreis 
von Waren zu erteilen. 


(4) Die zur Durchführung der Absätze 1 
bis 3 erforderlichen Rechtsvorschriften erläßt 
der Bundesminister für Wirtschaft mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung. 

§ 6 

Personen, die im Einzelhandel Lehrlinge 
ausbilden, müssen die Sachkunde auf Grund 
der Kaufmannsgehilfenprüfung besitzen und 
das 24. Lebensjahr vollendet haben, sofern sie 
nicht von der von der Landesregierung be- 
bestimmten Verwaltungsbehörde auf Grund 
des Nachweises ihrer Befähigung dafür zuge- 
lassen sind. Die Voraussetzungen für die Er- 
teilung des Befähigungsnachweises bestimmt 
der Bundesminister für Wirtschaft mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung, 

§ 7 

Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf 
das P'eilhalten von Waren auf öffentlichen 
Wegen, Straßen oder Plätzen sowie auf das 
Feiihalten von Waren im Gewerbebetrieb im 
Umherziehen, auf das Feilhalten von Waren 
im Marktverkehr sowie auf Ausstellungen 
keine Anwendung, soweit nicht nach § 1 Abs. 4 
etwas anderes bestimmt wird. 

§ 8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer Einzel- 
handelstätigkeit ausübt, ohne im Besitz der 
nach diesem Gesetz erforderlichen Erlaubnis 
zu sein. 

( 2 ) Die Ordnungswidrigkeit und der Ver- 
such der Ordnungswidrigkeit können mit 
einer Geldbuße bis 10 000 DM geahndet 
werden. 

(3) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
zulässig. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und 
oberste Verwaltungsbehörde im Sinne des § 66 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die von der Landesregierung bestimmte Ver- 
waltungsbehörde. 

§ 9 

Die Erlaubnis kann zurückgenommen 
werden, 

1. wenn sie der Erlaubnisinhaber durch An- 
gaben bewirkt hat, deren Unrichtigkeit er 

bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt 

hätte kennen müssen, 
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2. wenn der Erlaubnisbehörde Tatsachen be- 
kannt werden, welche die Versagung der Er- 
laubnis nach den §§ 1 und 3 rechtfertigen 
würden. 

§ 10 

(1) Der Erlaubnis nach §§ 1 und 3 bedarf für 
den bisher geführten Warenkreis nicht, wer 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes eine Einzelhandelstätigkeit in diesem 
Warenkreis ausgeübt und gemäß § 14 GewO 
angezeigt hat. 

(2) Wer beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
in seiner Verkaufsstelle schon Lehrlinge aus- 
bildet oder ausgebildet hat, ist zur Ausbildung 
von Lehrlingen auch ohne Vorliegen der Vor- 
aussetzungen des § 6 berechtigt. 

§ 11 

Folgende Rechtsvorschriften werden auf- 
gehoben: 

1. Das Gesetz zum Schutze des Einzelhandels 
vom 12. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. 1 S. 262). 

2. Die Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes zum Schutze des Einzelhandels vom 
23. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 726). 

3. Die Verordnung zur Beseitigung der Über- 
setzung im Einzelhandel vom 16. März 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 498). 

4. Die Erste Anordnung zur Durchführung der 
Verordnung zur Beseitigung der Überset- 
zung im Einzelhandel vom 16. März 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 499). 


5. Die Zweite Anordnung zur Durchführung 
der Verordnung zur Beseitigung der Über- 
setzung im Einzelhandel vom 23. Dezem- 
ber 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2504). 

6. der § 4 des Gesetzes über die Zulassung und 
Schließung von Gewerbebetrieben {Nie- 
dersächsisches Gewerbezulassungsgesetz) 
vom 29. Dezember 1948 (GVBl. S. 188), so- 
weit er sich auf den Einzelhandel im Sinne 
von § 1 bezieht, 

7. Der § 2 der Zweiten Durchführungsverord- 
nung zum Übergangsgesetz zur Regelung 
der Gewerbefreiheit vom 14. Februar 1949 
(Brem. GBl. S. 31) in der Fassung vom 
21. Juni 1949 (Brem. GBl. S. 139) und 26. Au- 
gust 1949 (Brem. GBl. S. 203). 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 11. Juni 1953 

Schmitz 
Hagge 
Naegel 
Schmücker 
Dr. Serres 

Dr. von Brentano und Fraktion 
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